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Bundesrätin Amelie Muthsam (SPÖ, Niederösterreich): Vielen Dank, Herr

Präsident! Geschätzte Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Werte

Besucherinnen und Besucher hier im Saal, aber auch vor den Bildschirmen! Mit

dieser heutigen Gesetzesnovelle schaffen wir eine wichtige Grundlage für die

Zukunft der psychischen Gesundheit in Österreich. Es geht hier nicht nur um

ein neues Studium, sondern auch um ein zentrales Bekenntnis: nämlich dass

psychische Gesundheit kein Randthema ist, sondern wirklich ein zentrales

Anliegen unserer Gesellschaft.

Jedes Jahr nehmen fast 1 Million Menschen in Österreich psychotherapeutische

Hilfe in Anspruch. Gleichzeitig wissen wir aber auch, dass in den nächsten

Jahren rund 40 Prozent der heute tätigen Therapeutinnen und Therapeuten in

Pension gehen werden. Wir sehen also ganz deutlich: Wenn wir jetzt nicht

handeln und keine Schritte setzen, entsteht ein Engpass, der Tausende

Menschen betrifft, und zwar quer durch alle Generationen. Genau das tun wir

heute: Wir handeln durch die Schaffung einer klaren, strukturierten und

langfristigen Lösung. 

Dieses neue Masterstudium Psychotherapie macht die Ausbildung endlich

vollständig akademisch und damit auch planbar, einheitlich und vor allem auch

leistbar. Bisher war der Ausbildungsweg für Psychotherapie nämlich teuer und

aufgrund verschiedener Anbieter teilweise unübersichtlich. Künftig wird es eine

öffentlich finanzierte Ausbildung geben – und das bedeutet auch: Wer helfen

will, kann helfen. Das ist auch ein Schritt dahin gehend, dass wir so

sicherstellen, dass sich in den Therapeutinnen und Therapeuten von morgen

auch die Vielfalt unserer Gesellschaft widerspiegelt. Das ist ja auch der Kern
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sozialdemokratischer Bildungspolitik, zu sagen: Qualität und Gerechtigkeit

gehen da Hand in Hand. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir wissen alle, dass es heute vor allem junge Menschen sind, die unter

psychischen Erkrankungen leiden. Sie sind vernetzt wie nie zuvor und doch

einsamer. Viele fühlen sich überfordert und glauben trotzdem, sie müssen

funktionieren – und das ist kein individuelles Problem, sondern ein

gesellschaftliches. Darum ist dieses Gesetz ja auch ein Signal an genau diese

Generation, dass wir sagen: Wir sehen euch, wir nehmen das ernst und wir

handeln, bevor es zu spät ist. Wir schaffen Strukturen, die euch unterstützen. 

Da möchte ich schon kurz auch auf diese Kritik der Grünen an der

vorgesehenen Quote eingehen: In meinen Augen ist diese kein Widerspruch zur

Offenheit. Wir schließen da keine Menschen aufgrund ihrer Staatsbürgerschaft

aus, weil klar ist, dass es um österreichische Bildungsabschlüsse geht –

unabhängig von der Staatsbürgerschaft. Das umfasst beispielsweise auch

Menschen, die beispielsweise hier eine Berufsreifeprüfung machen und sich

dann umorientieren oder auch weiterbilden wollen. So können wir sicherstellen,

dass jene, die hier ausgebildet werden, auch hier bleiben, dass die

psychotherapeutische Versorgung in Österreich stabil bleibt und weiterwächst.

Gleichzeitig sorgen mehrere Universitäten – und zwar im ganzen Land verteilt –

dafür, dass die Ausbildung und vor allem auch die Versorgung regional

ausgewogen sind; und durch dieses gemeinsame Rahmencurriculum, auf das

sich die Universitäten ja schon verständigt haben, auch dafür, dass es quer über

alle Universitäten einen einheitlichen Qualitätsstandard gibt.

Diese Reform ist also mehr als nur ein Gesetz. Sie ist ein Versprechen, dass

diese Hilfe auch leistbar bleibt, dass die Ausbildung gerecht wird und dass die

psychische Gesundheit denselben Stellenwert bekommt wie die körperliche.

Eines ist schließlich klar: Eine Gesellschaft, die die seelische Gesundheit ihrer
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Mitglieder schützt, ist eine starke Gesellschaft. (Beifall bei der SPÖ, bei

Bundesrät:innen der ÖVP sowie der Bundesrätin Deutsch [NEOS/W].) 

Es ist eine Politik, die das möglich macht – und das tun wir mit dieser heutigen

Gesetzesnovelle und allen anderen Maßnahmen, die wir sonst setzen,

beispielsweise im Bereich der Schulpsychologie und im Bereich der

Schulsozialarbeit, wo wir wirklich ansetzen, dass wir junge Menschen schon von

Anfang an auch unterstützen können. Wir zeigen also heute: Wir nehmen

psychische Gesundheit ernst, nicht mit Sonntagsreden, sondern auch mit

tatsächlichen Taten. Das ist ein starkes Signal – vor allem an unsere jungen

Menschen hier im Land, die diese Unterstützung am dringendsten von allen

benötigen. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ, bei Bundesrät:innen der ÖVP sowie

der Bundesrätin Deutsch [NEOS/W].)

12.19

Präsident Peter Samt: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin

Bernadette Geieregger. Ich bitte jetzt um den Redebeitrag.
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